
URTEIL VOM 3. 10. 1985 — RECHTSSACHE 311/84

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Fünfte Kammer)
3. Oktober 1985 *

In der Rechtssache 311/84

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de
commerce Brüssel in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit

SA Centre belge d'études de marché — Télémarketing (CBEM)

gegen

SA Compagnie luxembourgeoise de télédiffusion (CLT),

SA Information publicité Benelux (IPB)

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 86
EWG-Vertrag

erläßt

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer)

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Richter O. Due,
C. Kakouris, U. Everling und Y. Galmot,

Generalanwalt: C. O. Lenz
Kanzler: P. Heim

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben :

— SA Centre belge d'études de marché, Kläger des Ausgangsverfahrens, vertreten
durch Rechtsanwalt W. Pissoort, Brüssel,

— SA Compagnie luxembourgeoise de télédiffusion, Erstbeklagte des Ausgangs­
verfahrens, vertreten durch Rechtsanwälte Kirschen und Huisman, Brüssel,

— SA Information publicité Benelux, Zweitbeklagte des Ausgangsverfahrens, ver­
treten durch Rechtsanwalt Colinet, Brüssel,

* Verfahrenssprache: Französisch.
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— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihre Rechtsbe­
raterin N. Coutrelis,

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 11. Juli
1985,

folgendes

URTEIL

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben)

Entscheidungsgründe

1 Der Vizepräsident des Tribunal de commerce Brüssel hat mit Beschluß vom 21.
Dezember 1984, beim Gerichtshof eingegangen am 27. Dezember 1984, in Vertre­
tung des Präsidenten des Gerichts entsprechend den Vorschriften über die Gewäh­
rung vorläufigen Rechtsschutzes im Verfahren wegen Klagen auf Unterlassung ge­
mäß Artikel 177 EWG-Vertrag zwei Fragen nach der Auslegung von Artikel 86
EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung vorgelegt.

2 Diese Fragen stellen sich im Rahmen einer Klage, die das Centre belge d'études de
marché SA — Telemarketing („Kläger") gegen die Compagnie luxembourgeoise
de télédiffusion SA (CLT) („Erstbeklagte"), die den Fernsehsender RTL betreibt,
und gegen die Information publicité Benelux SA (IPB) („Zweitbeklagte"), das
alleinige Regieunternehmen für die von diesem Sender ausgestrahlten und für das
Beneluxgebiet bestimmten Werbesendungen, erhoben hat. Mit seiner Klage will
der Kläger insbesondere erreichen, daß den Beklagten untersagt wird, sich zu wei­
gern, Sendezeiten des Fernsehsenders RTL für Telefonwerbung im Fernsehen, bei
der eine andere Telefonnummer als die der Zweitbeklagten verwendet wird, zu
verkaufen.

3 Den Akten ist zu entnehmen, daß der Kläger ein gewerbliches Unternehmen ist,
das sich seit 1978 mit der Technik des sogenannten Fernsehverkaufs oder „Tele­
marketings" beschäftigt, bei dem ein Werbungtreibender in einer über den gewähl­
ten Träger — im vorliegenden Fall das Fernsehen — übermittelten Werbeaussage
eine Telefonnummer bekanntgeben läßt, über die der Adressat der Werbung Aus­
künfte über die Ware erhalten oder in anderer Weise an der Werbekampagne teil­
nehmen kann.
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4 Der Kläger führte 1982 die erste Telemarketing-Maßnahme im RTL-Fersehen
durch. 1983 schloß er mit der Zweitbeklagten für die Dauer eines Jahres eine Ver­
einbarung, wonach ihm für die vom Fernsehsender RTL für den Beneluxmarkt
ausgestrahlte Werbung dieser Art ein Ausschließlichkeitsrecht eingeräumt wurde.
Die Telefonnummer, die den Fernsehzuschauern angegeben wurde, war die des
Klägers, der damit seine Telefonzentrale und sein Telefonpersonal den Werbung­
treibenden und dem Fernsehsender zur Verfügung stellte.

5 Nach Auslaufen dieser Vereinbarung teilte die Zweitbeklagte den Werbekunden
mit, daß das RTL-Fernsehen ab April 1984 Werbespots mit der Aufforderung zu
Telefonanrufen nur noch annehmen könne, wenn für Belgien ihre Telefonnummer
benutzt werde. Gegen diese Ankündigung erhob der Kläger Klage auf Unterlas­
sung vor dem Tribunal de commerce; er macht unter anderem geltend, sie stelle
einen Mißbrauch einer beherrschenden Stellung im Sinne von Artikel 86 EWG-
Vertrag dar.

6 In seinem Vorlagebeschluß führt der Vizepräsident des Tribunal de commerce aus,
die Erstbeklagte und damit ihre Tochtergesellschaft, die Zweitbeklagte, nähmen
auf dem Markt der insbesondere für die belgischen Fernsehzuschauer französi­
scher Sprache bestimmten Fernsehwerbesendungen eine „führende Stellung" ein,
die darauf zurückzuführen sei, daß die nationalen Sendeanstalten in Belgien ge­
werbliche Fernsehwerbung nicht oder noch nicht ausstrahlten und die Werbung
der anderen Sendeanstalten französischer Sprache, die in Belgien empfangen wer­
den könne, wenig oder überhaupt nicht auf das belgische Publikum ausgerichtet
sei. Es sei jedoch zu fragen, ob diese führende Stellung eine beherrschende Stel­
lung im Sinne von Artikel 86 EWG-Vertrag darstelle, weil die Erstbeklagte auf­
grund der einschlägigen Verträge und Gesetze wohl ein rechtliches Monopol auf
einem Markt innehabe, auf dem keine wirkliche Niederlassungsfreiheit bestehe.

7 In bezug auf die Telemarketing-Maßnahmen gelangt der Vizepräsident nach einer
Untersuchung der Form der Verpflichtungen, die der Kläger eingehe, und des
Verhaltens der Parteien zu dem Ergebnis, daß der Kläger einer Hilfstätigkeit im
Bereich der Werbung nachgehe, daß diese Tätigkeit jedoch eher den Hilfstätigkei­
ten auf Seiten der Werbungtreibenden als denjenigen auf Seiten des Sendeunter­
nehmens zuzuordnen sei. Im Verhältnis zum Markt der Fernsehwerbung stellten
somit die Telemarketing-Maßnahmen einen eigenen und sehr offenen Markt dar,
auf dem ein weitgehender Wettbewerb möglich sei. Sollten die Beklagten eine be­
herrschende Stellung im Sinne von Artikel 86 auf ersterem dieser beiden Märkte
innehaben, so stelle sich ferner die Frage, ob das gerügte Verhalten einen Miß­
brauch dieser Stellung darstellen könne.
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8 Aufgrund dieser Umstände hat der Vizepräsident des Tribunal de commerce Brüs­
sel das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vor­
abentscheidung vorgelegt:

„1) Auslegung des Begriffs beherrschende Stellung'

Liegt eine beherrschende Stellung im Sinne von Artikel 86 EWG-Vertrag vor,
wenn ein Unternehmen für die Lieferung bestimmter Waren oder für die Er­
bringung bestimmter Dienstleistungen über ein gesetzliches Monopol verfügt
und der Wettbewerb im Bereich dieser Waren oder Dienstleistungen dadurch
ausgeschlossen ist? Setzt der Begriff beherrschende Stellung' die theoretische
Möglichkeit von Wettbewerb voraus, die von demjenigen beseitigt oder unter­
drückt worden ist, der die beherrschende Stellung innehat, oder kann er auch
auf eine Situation zutreffen, in der ein Wettbewerb nicht bestehen kann oder
jedenfalls äußerst beschränkt ist?

2) Auslegung des Begriffs ,Mißbrauch einer beherrschenden Stellung'

Ist für den Fall, daß bei der in der ersten Frage angesprochenen Fallgestaltung
davon auszugehen sein sollte, daß das fragliche Unternehmen eine beherr­
schende Stellung im Sinne von Artikel 86 EWG-Vertrag innehat, das Verhal­
ten eines solchen Unternehmens, das darin besteht, sich oder einer von ihm
kontrollierten Tochtergesellschaft unter Ausschluß jedes anderen Unterneh­
mens eine Hilfstätigkeit vorzubehalten, die von einem dritten Unternehmen
im Rahmen seiner Tätigkeit ausgeübt werden könnte, als Mißbrauch einer be­
herrschenden Stellung anzusehen?"

9 Vorab ist zu bemerken, daß Ausführungen der Parteien des Ausgangsverfahrens
und der Kommission vor dem Gerichtshof teilweise Fragen betreffen, die mit den
vorgelegten Fragen nicht angesprochen werden. Es handelt sich dabei insbesondere
um Ausführungen zu den finanziellen und geschäftlichen Beziehungen zwischen
den Beklagten, zum Umfang sowie zur sachlichen und geographischen Abgren­
zung des oder der fraglichen Märkte, zur rechtlichen und tatsächlichen Stellung
der Beklagten auf diesen Märkten, zur eventuellen Beeinträchtigung des Handels
zwischen Mitgliedstaaten durch das Verhalten dieser Unternehmen und zu den
Gründen ihrer Forderung, daß bei jeder Telemarketing-Maßnahme, an der die
Erstbeklagte beteiligt sei, die Telefonnummer der Zweitbeklagten zu benutzen sei.

io Insoweit ist festzustellen, daß derartige Ausführungen nach der in Artikel 177 für
das Vorabentscheidungsverfahren festgelegten Zuständigkeitsverteilung ausschließ-
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lieh vom nationalen Gericht auf ihre Erheblichkeit hin zu prüfen sind und daß
dieses gegebenenfalls den Gerichtshof erneut anzurufen hat, wenn es zum Erlaß
seines Urteils die Klärung weiterer Fragen nach der Auslegung des Gemeinschafts­
rechts für erforderlich hält. Die erwähnten Ausführungen sind deshalb nicht vom
Gerichtshof zu prüfen.

Zur ersten Vorlagefrage

n Die erste Frage geht im wesentlichen dahin, ob Artikel 86 EWG-Vertrag auf ein
Unternehmen anwendbar ist, das auf einem gegebenen Markt eine beherrschende
Stellung innehat, wenn diese Stellung nicht auf die Tätigkeit des Unternehmens
selbst, sondern darauf zurückzuführen ist, daß auf diesem Markt aus rechtlichen
Gründen kein oder lediglich ein äußerst beschränkter Wettbewerb möglich ist.

12 Nach Ansicht des Klägers ist die Frage zu bejahen. Nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofes habe ein Unternehmen, das über ein Monopol für eine bestimmte
Dienstleistung verfüge, auf dem Markt dieser Dienstleistung eine beherrschende
Stellung im Sinne von Artikel 86 inne; dieser Artikel sei auf das Verhalten von
Rundfunksendeunternehmen anwendbar. Die Erstbeklagte könne sich nicht auf die
Ausnahmebestimmungen des Artikels 90 Absatz 2 berufen, denn sie sei kein Un­
ternehmen, das im Sinne dieser Bestimmung „mit Dienstleistungen von allgemei­
nem wirtschaftlichem Interesse betraut" sei.

13 Die Erstbeklagte macht geltend, der Gerichtshof habe es in seinem Urteil vom
30. April 1974 in der Rechtssache 155/73 (Sacchi, Sig. 1974, 409) für zulässig
erklärt, daß ein Staat aus wirtschaftlichen Gründen, die im öffentlichen Interesse
liegen, Rundfunksendungen dem Wettbewerb entziehe, indem er einem Unterneh­
men ein Monopol verleihe. Die Vorlagefrage erweiternd regt die Erstbeklagte so­
mit an, die Frage dahin zu beantworten, daß es als solches mit Artikel 86 EWG-
Vertrag nicht unvereinbar sei, daß ein Unternehmen, dem ein Staat im Sinne von
Artikel 90 ausschließliche Rechte gewähre, über ein Monopol verfüge.

H Die Zweitbeklagte wendet sich gegen die abstrakte Definition der beherrschenden
Stellung, von der die Vorlagefrage ausgehe. Die jeweilige Wäre oder Dienstlei­
stung sowie der Umfang des betreffenden Marktes dürften nicht außer acht gelas­
sen werden. Ferner müsse die beherrschende Stellung, um unter Artikel 86 zu fal­
len, den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen und für einen wesent­
lichen Teil des Gemeinsamen Marktes bestehen. Sie regt an, die Frage dahin zu
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beantworten, daß das Bestehen eines gesetzlichen Monopols als solches noch nicht
bedeute, daß eine beherrschende Stellung im Sinne von Artikel 86 vorliege.

is Nach Ansicht der Kommission bezieht sich der Begriff der beherrschenden Stel­
lung, wie er vom Gerichtshof definiert worden sei, auf eine Sachlage, unabhängig
von den Gründen ihres Bestehens. Die Vorlagefrage sei deshalb zu bejahen.

i6 Zur Beantwortung der Vorlagefrage ist zunächst darauf zu verweisen, daß nach
ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes, zuletzt bestätigt durch das Urteil vom
9. November 1983 in der Rechtssache 322/81 (Michelin, Slg. 1983, 3461), die
beherrschende Stellung im Sinne von Artikel 86 durch die wirtschaftliche Macht­
stellung eines Unternehmens gekennzeichnet wird, die dieses in die Lage versetzt,
die Aufrechterhaltung eines wirksamen Wettbewerbs auf dem relevanten Markt zu
verhindern, indem sie ihm die Möglichkeit verschafft, sich seinen Wettbewerbern,
seinen Abnehmern und letzlich den Verbrauchern gegenüber in einem nennenswer­
tem Umfang unabhängig zu verhalten. Wie der Gerichtshof unter anderem in sei­
nen Urteilen vom 13. November 1975 in der Rechtssache 26/75 (General Motors,
Slg. 1975, 1367), 16. November 1977 in der Rechtssache 13/77 (Inno/ATAB, Slg.
1977, 2115) und zuletzt in seinem Urteil vom 20. März 1985 in der Rechtssache
41/83 (Italien/Kommission, Slg. 1985, 880) festgestellt hat, schließt der Umstand,
daß das Fehlen eines Wettbewerbs oder seine Beschränkung auf dem fraglichen
Markt durch Rechtsvorschriften hervorgerufen oder begünstigt wird, die Anwen­
dung von Artikel 86 nicht aus.

i7 Es trifft zwar zu, wie die Erstbeklagte geltend macht, daß das Bestehen eines Mo­
nopols zugunsten eines Unternehmens, dem ein Staat ausschließliche Rechte im
Sinne von Artikel 90 EWG-Vertrag gewährt hat, als solches nicht mit Artikel 86
unvereinbar ist; diesem Artikel läßt sich jedoch gleichfalls entnehmen, daß auch
solche Unternehmen den Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages, insbesondere je­
nen des Artikels 86, unterliegen. In seinem bereits zitierten Urteil vom 30. April
1974 (Sacchi, a. a. O.) hat der Gerichtshof ferner festgestellt, daß, wenn be­
stimmte Mitgliedstaaten die mit dem Betrieb des Fernsehens beauftragten Unter­
nehmen, selbst soweit es um deren kaufmännische Betätigung — namentlich im
Bereich der Werbung — geht, als mit Dienstleistungen von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse betraute Unternehmen ausgestalten, gemäß Artikel 90 Ab­
satz 2 im Hinblick auf ihr Marktverhalten die Verbote des Artikels 86 zum Zuge
kommen, sofern diese mit der Erfüllung der Aufgaben dieser Unternehmen nicht
nachweislich unvereinbar sind.
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is Auf die erste Vorlagefrage ist deshalb zu antworten, daß Artikel 86 EWG-Vertrag
dahin auszulegen ist, daß er für ein Unternehmen, das auf einem bestimmten
Markt eine beherrschende Stellung innehat, auch dann gilt, wenn diese Stellung
nicht auf die Tätigkeit des Unternehmens selbst, sondern darauf zurückzuführen
ist, daß auf diesem Markt aus rechtlichen Gründen kein oder lediglich ein äußerst
beschränkter Wettbewerb möglich ist.

Zur zweiten Vorlagefrage

i9 Die zweite Frage geht dahin, ob es einen Mißbrauch im Sinne von Artikel 86
darstellt, wenn ein Unternehmen, das auf einem bestimmten Markt eine beherr­
schende Stellung innehat, sich oder einem zur selben Gruppe gehörenden Unter­
nehmen unter Ausschluß aller anderen Unternehmen eine Hilfstätigkeit vorbehält,
die von einem dritten Unternehmen im Rahmen seiner Tätigkeit auf einem be­
nachbarten, aber getrennten Markt ausgeübt werden könnte.

20 Der Kläger führt aus, das mit der Frage umschriebene Verhalten stelle einen Miß­
brauch im Sinne mehrerer Tatbestandsalternativen des Artikels 86 dar. Mache ein
Fernsehunternehmen den Verkauf von Sendezeiten für Telemarketing-Maßnah-
men von der Benutzung der Telefonnummer des zur selben Gruppe gehörenden
alleinigen Regieunternehmens für die von dem Fernsehunternehmen ausgestrahlten
Werbesendungen abhängig, stelle sich dieses Verhalten gegenüber anderen Tele-
marketing-Unternehmen als eine Verkaufsverweigerung dar. Gegenüber den Wer­
bungtreibenden stelle dieses Verhalten eine durch Artikel 86 Buchstaben d und b
verbotene Erzwingung der Annahme zusätzlicher Leistungen und eine Einschrän­
kung des Absatzes dar. Es ermögliche schließlich dem Regieunternehmen, den
Werbungtreibenden durch Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe a verbotene unange­
messene Preise aufzuzwingen.

2i Die Beklagten tragen vor, wenn ein Unternehmen, dem ein Staat ausschließliche
Rechte gewährt habe und das so eine beherrschende Stellung innehabe, sich oder
einem Unternehmen, mit dem es gemeinsame Interessen habe, Hilfstätigkeiten vor­
behalte, die von einem dritten Unternehmen ausgeübt werden könnten, sei dies als
solches kein Mißbrauch einer beherrschenden Stellung. Ein solcher Mißbrauch
setze vielmehr voraus, daß das Unternehmen, das eine derartige beherrschende
Stellung innehabe, diese dazu benutze, sich Vorteile zu verschaffen, die es sich bei
wirksamem Wettbewerb nicht hätte verschaffen können, und daß sein Verhalten
geeignet sei, den Verbrauchern zum Beispiel durch die Erzwingung unangemesse­
ner Preise oder Geschäftsbedingungen Schaden zuzufügen.

3276



CBEM / CLT UND IPB

22 Die Erstbeklagte macht insbesondere geltend, die Entscheidung, die Klägerin und
ihr Telefonpersonal nicht mehr einzuschalten, sei nicht als mißbräuchlich anzuse­
hen, soweit sie auf den Gesetzen des Handels beruhe; auch die Bedingung für die
Werbungtreibenden, bei einer von der Erstbeklagten ausgestrahlten „Tele-Ant-
wort " -Maßnahme die Telefonnummer der Zweitbeklagten zu benutzen, sei kein
Mißbrauch, soweit sie ihren Grund in dem engen Zusammenhang zwischen den
beiden Dienstleistungen habe und in der Praxis notwendig sei, um das Ansehen des
Fernsehunternehmens zu erhalten.

23 Die Kommission zieht aus dem Urteil des Gerichtshofes vom 6. März 1974 in den
verbundenen Rechtssachen 6 und 7/73 (Commercial Solvents u. a./Kommission,
Sig. 1974, 223) folgenden Schluß: Wenn ein Unternehmen, das auf einem Markt
eine beherrschende Stellung innehabe und dadurch die Tätigkeit anderer auf einem
benachbarten Markt agierender Unternehmen kontrollieren könne, beschließe, auf
diesem zweiten Markt tätig zu werden, begehe es einen Mißbrauch seiner beherr­
schenden Stellung im Sinne von Artikel 86, wenn es sich ohne sachlichen Grund
weigere, die Ware oder die Leistung, deren Markt es bereits beherrsche, an die auf
dem Markt, in den es eindringe, tätigen Unternehmen zu liefern oder zu erbrin­
gen.

24 Das im Ausgangsverfahren streitige Verhalten sei zwar nicht als eine Lieferungs­
verweigerung, sondern als Erzwingung einer Geschäftsbedingung anzusehen, ver­
stoße aber gleichwohl gegen Artikel 86. Zum einen schreibe die Zweitbeklagte als
Verkäuferin von Sendezeiten allen anderen Unternehmen für Telemarketing-Maß-
nahmen eine Bedingung vor, die für sie selbst bei denselben Maßnahmen nicht
gelte, nämlich ihre eigene Telefonnummer nicht zu benutzen. Dies sei eine unan­
gemessene Geschäftsbedingung im Sinne von Artikel 86 Buchstabe a. Zum ande­
ren mache sie den Abschluß von Verträgen von der Annahme zusätzlicher Leistun­
gen abhängig, die keine Beziehung zum Vertragsgegenstand hätten, was gegen
Artikel 86 Buchstabe d verstoße.

25 Zur Beantwortung der zweiten Frage des nationalen Gerichts ist von dem bereits
zitierten Urteil vom 6. März 1974 (Commercial solvents, a. a. O.) auszugehen, in
dem der Gerichtshof festgestellt hat, daß der Inhaber einer beherrschenden Stel­
lung auf dem Markt für Rohstoffe, der sich in der Absicht, sich den Rohstoff für
die Herstellung seiner eigenen Derivate vorzubehalten, weigert, einen Kunden, der
seinerseits Hersteller dieser Derivate ist, zu beliefern, auch auf die Gefahr hin,
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jeglichen Wettbewerb durch diesen Kunden auszuschalten, seine marktbeherr­
schende Stellung im Sinne von Artikel 86 mißbraucht.

26 Diese Feststellung gilt auch für den Fall eines Unternehmens, das eine beherr­
schende Stellung auf dem Markt einer Dienstleistung innehat, die für die Tätigkeit
eines anderen Unternehmens auf einem anderen Markt unerläßlich ist. "Wenn, wie
das nationale Gericht in seinem Vorabentscheidungsersuchen bereits festgestellt
hat, die Telemarketing-Maßnahmen einen vom Markt des gewählten Werbeträgers
getrennten, wenn auch mit diesem eng verbundenen Markt darstellen und diese
Maßnahmen im wesentlichen darin bestehen, daß die Telefonzentrale und das Te­
lefonpersonal des Telemarketing-Unternehmens den Werbungtreibenden zur
Verfügung gestellt werden, so stellt die Bedingung für den Verkauf von Sendezei­
ten, die Telefonzentrale des zur selben Gruppe wie das Fernsehunternehmen gehö­
renden Regieunternehmens für Werbesendungen zu benutzen, tatsächlich eine
Weigerung dar, die Dienstleistung des Fernsehunternehmens einem anderen Tele-
marketing-Unternehmen zu erbringen. Wenn darüber hinaus diese Weigerung
nicht durch technische oder kommerzielle Notwendigkeiten gerechtfertigt ist, die
sich aus der Eigenart des Trägers Fernsehen ergeben, sondern darauf abzielt, die­
sem Regieunternehmen alle von diesem Fernsehunternehmen ausgestrahlten Tele­
marketing-Maßnahmen vorzubehalten, und zwar auch auf die Gefahr hin, jeg­
lichen Wettbewerb durch ein drittes Unternehmen auszuschalten, so stellt dieses
Verhalten einen durch Artikel 86 verbotenen Mißbrauch dar, sofern die anderen
Tatbestandsmerkmale dieser Bestimmung vorliegen.

27 Die zweite Vorlagefrage ist deshalb dahin zu beantworten, daß es einen Miß­
brauch im Sinne von Artikel 86 darstellt, wenn ein Unternehmen, das auf einem
bestimmten Markt eine beherrschende Stellung innehat, sich oder einem zur selben
Gruppe gehörenden Unternehmen ohne objektives Bedürfnis eine Hilfstätigkeit
vorbehält, die von einem dritten Unternehmen im Rahmen seiner Tätigkeit auf
einem benachbarten, aber getrennten Markt ausgeübt werden könnte, so daß jegli­
cher Wettbewerb seitens dieses Unternehmens ausgeschaltet zu werden droht.

Kosten

28 Die Auslagen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen ab­
gegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfah­
rens ist das Verfahren Teil des vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechts­
streits; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts.
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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer)

auf die ihm vom Vizepräsidenten des Tribunal de commerce Brüssel mit Urteil
vom 21. Dezember 1984 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

1) Artikel 86 EWG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß er für ein Unternehmen, das
auf einem bestimmten Markt eine beherrschende Stellung innehat, auch dann
gilt, wenn diese Stellung nicht auf die Tätigkeit des Unternehmens selbst, son­
dern darauf zurückzuführen ist, daß auf diesem Markt aus rechtlichen Gründen
kein oder lediglich ein äußerst beschränkter Wettbewerb möglich ist.

2) Es stellt einen Mißbrauch im Sinne von Artikel 86 dar, wenn ein Unternehmen,
das auf einem bestimmten Markt eine beherrschende Stellung innehat, sich oder
einem zur selben Gruppe gehörenden Unternehmen ohne objektives Bedürfnis
eine Hilfstätigkeit vorbehält, die von einem dritten Unternehmen im Rahmen
seiner Tätigkeit auf einem benachbarten, aber getrennten Markt ausgeübt wer­
den könnte, so daß jeglicher Wettbewerb seitens dieses Unternehmens ausge­
schaltet zu werden droht.

Mackenzie Stuart Due

Kakouris Everling Galmot

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 3. Oktober 1985.

Der Kanzler

P. Heim
Der Präsident

A. J. Mackenzie Stuart
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